
 – 1 – 

B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T  Drucksache 19 / 1568 
Landtag 06.03.18 
19. Wahlperiode  

Antrag der Fraktion DIE LINKE 

Jetzt in den kostenlosen öffentlichen Nahverkehr einsteigen --- Bundesratsinitiative 
für Modellprojekte starten! 

Als Konsequenz aus der anhaltenden Überschreitung der Luftreinhaltungs-
grenzwerte in den Städten erwägt die Bundesregierung derzeit, in fünf Test-
kommunen (Bonn, Mannheim, Reutlingen, Essen, Herrenberg) zeitweise einen 
für die Nutzerinnen und Nutzer kostenlosen öffentlichen Nahverkehr einzufüh-
ren, und diese Kommunen dabei finanziell zu unterstützen. Die Idee des kos-
tenlosen öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) stößt dabei auf eine breite 
Resonanz. Laut Umfragen würden in Städten mit mehr als 100 000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern fast zwei Drittel der Kfz-Besitzer ihr Auto seltener nut-
zen oder ganz darauf verzichten, wenn es einen kostenlosen ÖPNV gäbe. Vor 
allem bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen ist kostenlose, öffentlich fi-
nanzierte Mobilität eine breit getragene Forderung.  

Ein für die Nutzerinnen und Nutzer kostenloser ÖPNV kann ein zentraler Bei-
trag sein, um die Lebensqualität in den Städten zu verbessern und die Klima-
ziele zu erreichen. Der Straßenverkehr macht noch immer rund 19,0 Prozent 
der CO2-Emissionen im Land Bremen aus, während der Schienenverkehr nur 
für 1,5 Prozent der Emissionen verantwortlich ist (Deputationsvorlage vom 14. 
Februar 2017, Werte ohne Stahlindustrie). Der Stadtentwicklung würden 
dadurch ganz neue Möglichkeiten eröffnet, Raum zurückzugewinnen und zu 
gestalten.  

Für die Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer ist ein kostenloser 
ÖPNV der entscheidende Anreiz zum Umsteigen. Der motorisierte Individual-
verkehr („das Auto“) wird vom Staat bislang hochsubventioniert. Nach einer 
Studie des Verkehrsclub Deutschland (VCD) aus dem Jahr 2005 lagen die öf-
fentlichen Subventionen für den Autoverkehr im Städte-Durchschnitt bei circa 
150 Euro pro Jahr und Einwohner. In Bremen dürfte der Betrag heute deutlich 
höher sein als der öffentliche Zuschuss für den ÖPNV. Nach Angaben des Ver-
bands Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) nehmen die Nahverkehrsbe-
triebe derzeit rund zwölf Milliarden Euro jährlich aus dem Ticketverkauf ein. 
Allein für den Steuernachlass für Dieselkraftstoff gibt die öffentliche Hand da-
gegen 9,5 Milliarden Euro pro Jahr aus. Die Streichung der Dieselsubvention 
würde den kostenlosen ÖPNV bereits zu einem guten Teil gegenfinanzieren.  

Statt eines bislang völlig unklaren Bundesprogramms für ausgewählte Test-
städte muss dafür ein konsistentes, langfristiges Förderprogramm des Bundes 
aufgelegt werden, für das sich alle Kommunen mit Modellprojekten bewerben 
können. So könnte auch Bremen zum Zug kommen.  

Da die bestehende ÖPNV-Infrastruktur eine starke Steigerung der Fahrgastbe-
förderungen, wie sie von einem sofortigen kostenfreien ÖPNV zu erwarten und 
auch zu wünschen wäre, nicht aus dem Stand verkraften kann, sollten die Mo-
dellprojekte allgemeine Preissenkungen mit ausgewählten Elementen von 
Kostenfreiheit (zum Beispiel für die Innenstadt, für Fahrten innerhalb des Stadt-
teils, für Kinder, Jugendliche und Senioren und so weiter) verbinden und letzt-
lich in ein gemeinsames Infrastrukturprojekt von Bund, Ländern und 
Kommunen münden, das den kommunalen ÖPNV entsprechend ausbaut und 
für den kostenlosen Betrieb fit macht. Zu vermeiden ist auch, dass Kommunen 
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finanziell dafür belohnt werden, dass ihr ÖPNV aktuell teuer ist, oder dass im 
Sinne von Mitnahmeeffekten vernachlässigte ÖPNV-Infrastruktur aus den För-
dermitteln saniert wird. Daher sollte verankert werden, dass die Bundesförde-
rung für die Modellprojekte vollständig in die Senkung der Ticketpreise fließen 
muss.  

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:  

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, sich für eine Bundesratsiniti-
ative einzusetzen für ein Förderprogramm des Bundes „Modellprojekte für den 
Einstieg in den kostenlosen öffentlichen Nahverkehr“ mit der Maßgabe:  

1. Alle Kommunen beziehungsweise Verkehrsverbunde können sich um eine 
Förderung bewerben. Kommunen, in denen die Grenzwerte für die Luft-
reinhaltung im letzten Jahr überschritten wurden, werden vorrangig ge-
fördert.  

2. Die Fördermittel des Bundes müssen vollständig in die Senkung der Ti-
cketpreise fließen. Der kommunale Modellzeitraum soll mindestens ein 
Jahr und bis zu fünf Jahre betragen.  

3. Das von der jeweiligen Kommune zur Förderung beantragte Modell muss 
neben einer allgemeinen Ticketpreissenkung zwingend einzelne Ele-
mente eines für die Nutzerinnen und Nutzer vollständig kostenlosen 
ÖPNV enthalten (zum Beispiel freie Kurzstrecke, freier Innenstadtverkehr, 
freie Fahrtzeitenblöcke, freie ÖPNV-Nutzung für Kinder, Jugendliche und 
Senioren oder Ähnliches).  

4. Die Kommunen werten ihr Modellprojekt begleitend aus, insbesondere 
hinsichtlich Bürgerinnen/Bürger-Zufriedenheit, veränderte ÖPNV-Aus- 
lastung und Auswirkungen auf den Pendlerverkehr, und stellen ihre Daten 
für eine zentrale, vergleichende Auswertung zur Verfügung.  

5. Die gemeinsame, begleitende Auswertung der Modellprojekte soll in eine 
Abschätzung münden, welchen Beitrag ein kostenloser ÖPNV zur Luft-
reinhaltung und zum Erreichen der Klimaziele leisten kann; welche infra-
strukturellen Investitionen dafür erforderlich sind; wie diese zwischen 
Bund, Ländern und Kommunen geteilt werden können, auch unter Einbe-
ziehung einer langfristigen Umlenkung öffentlicher Subventionen für den 
Autoverkehr; und wie die Betriebskosten eines kostenlosen ÖPNV von 
Bund, Ländern und Kommunen getragen werden können, auch unter Ein-
beziehung der Option einer Gewerbeabgabe seitens der pendlerintensi-
ven Betriebe.  

Nelson Janßen, Kristina Vogt 
und Fraktion DIE LINKE 
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